
















Was hat das Berufsverbot
mit mir gemacht?

106 Nach meinem Staatsexamen an der
PH Braunschweig war vorgesehen,
mich an der Grund- und Hauptschule
Vechelde (bei Braunschweig) einzu­
stellen. Ende August 1974 jedoch erhielt
ich ein Schreiben vom Präsidenten der
Bezirksregierung, dass "gerichtsver­
wertbare Erkenntnisse" gegen mich
vorlägen, deswegen wurde ich zu einer
Anhörung Anfang September geladen.
Meine Forderungen nach Eröffnung
der Gründe und auf Begleitung durch
einen Rechtsbeistand wurden ab­
gelehnt, stattdessen erhielt ich vier
Wochen später ohne Anhörung den
Ablehnungsbescheid. Diese Vorgehens­
weise fand unter Missachtung aller
verfahrensrechtlichen Grundsätze statt.
Auch die mir später eröffneten Vor­
würfe: Mitgliedschaft in der Fraktion des
"Sozialistischen ASTA-Kollektiv" (was
nicht stimmte) und Verfasserin eines
Leserbriefes in der "Kommunistischen
Volkszeitung" im April 1974, in dem ich
unter der Überschrift "Verfolgung und
Unterdrückung im öffentlichen Dienst"
geschrieben hatte, ich würde die
"Kommunistische Volkszeitung" auch
als Lehrerin verkaufen. Damit bestünde
erheblicher Verdacht, dass ich ver­
fassungsfeindliche Bestrebungen unter­
stützen würde und für den Schuldienst
nicht geeignet sei.

Im Herbst 1974 konnte ich mir auf­
grund der mehr als dürftigen Beweis­
lage meiner angeblich "verfassungs-

feindlichen Gesinnung" nicht vorstellen,
dass sich das Berufsverbot über einen
längeren Zeitraum hinziehen könnte.
Überlegungen meinerseits, vielleicht
doch z.B. eine Ausbildung zur Ergo­
therapeutin zu beginnen, hatte ich ver­
worfen, da ich davon ausging, spätestens
zum nächsten Schuljahr eingestellt zu
werden und dann ja die begonnene Aus­
bildung abbrechen müsste.

Was dann allerdings "in Sachen Berufs­
verbot" in den 1970er Jahren folgte, war
ein wahrer Marathon an Einsprüchen,
Verweigerung in Akteneinsicht und
Klagen vor dem Verwaltungsgericht
und Arbeitsgericht. Da es inzwischen
eine zentrale Anhörungskommission in
Hannover gab, fand im Juni 1975 dort
eine Anhörung mit dem Ergebnis statt,
dass die Kommission die Gründe für die
Zweifel an meiner Verfassungstreue für
ausgeräumt hielt. Die Landesregierung
allerdings erhob dagegen Einspruch
und setzte sich über das Votum der
Anhörungskommission hinweg! Erst
nach einer langwierigen Klage vor dem
Verwaltungsgericht auf Einstellung in
den Vorbereitungsdienst - die ich im
November 1979 gewann -, wurde ich
zum 1. August 1980 in den Vorberei­
tungsdienst eingestellt und konnte die
Zweite Staatliche Prüfung im September
1981 ablegen. Der Einstellungsstopp
im öffentlichen Dienst verhinderte
dann in den gesamten 1980er Jahren,
dass ich eine Stelle als Lehrerin fand.



Erst mit dem Regierungswechsel
Rot-Grün in Niedersachsen wurde ich
zum 1.August 1991 im öffentlichen
Schuldienst eingestellt, 15 Jahre nach
meinem Studienabschluss!

Über die Jahre habe ich immer im päda­
gogischen Bereich gearbeitet, zuerst
zwei Jahre als Kindergärtnerin in einer
Elterninitiative, dann zwei Jahre in den
Hauptschulabschlusskursen bei Arbeit
und Leben, dann zwei Jahre bei der
Niedersächsischen VHS mit türkischen
Jugendlichen, dann jeweils zwei Jahre
an zwei verschiedenen privaten Sonder­
schulen für verhaltensauffällige Kinder.
Zwischenzeitlich während einer Zeit
der Arbeitslosigkeit nahm ich an einem
einjährigen Computerkurs teil. Von
vornherein war bei allen Tätigkeiten ein
Zweijahreszeitraum festgeschrieben,
da ab drittem Jahr eine Festanstellung
hätte erfolgen müssen. Einerseits er­
möglichten mir die unterschiedlichen
Tätigkeiten sehr vielfältige Erfahrungen
und Einblicke in die unterschiedlichsten
pädagogischen Bereiche, andererseits
waren sowohl die Arbeitsbedingungen
schlechter (z.B. an einer der privaten
Sonderschulen 30 Unterrichtsstunden/
Woche) und vor allem auch die Bezah­
lung deutlich niedriger als im öffent­
lichen Dienst (z.T. nur auf Honorarbasis).
Hinzu kamen alle zwei Jahre die Unsi­
cherheiten mit erneuter Arbeitslosigkeit
und erneuter Arbeitssuche. Natürlich
hat das immer wieder auch stark in mein

Familienleben hineingewirkt, das es seit
Ende der 1970er Jahre mit zwei Kindern
gab, eine verlässliche Planung war nicht
möglich. Trotz der häufig widrigen Um­
stände bin ich froh, im pädagogischen
Bereich geblieben zu sein, denn nach
meiner Einstellung 1991 konnte ich von
den durchaus vielfältigen Erfahrungen
der unterschiedlichsten Tätigkeits­
bereiche profitieren. Selbst eine Ver­
beamtung ist 1993 noch erfolgt und ich
habe es im öffentlichen Dienst immerhin
noch auf 22 Dienstjahre gebracht.

Wenn ich zurückblicke, empfinde ich
keinen Groll und ich bin auch nicht
an meinem Berufsverbot zerbrochen.
Allerdings bin ich nach wie vor entsetzt,
wie es angesichts der lächerlichen
,Beweise' möglich war, mir das Berufs­
verbot auszusprechen. Wie in einer
Demokratie Gesinnungsschnüffelei
durch den Verfassungsschutz und ent­
würdigende Verfahren benutzt wurden,
um Menschen mundtot zu machen. Wie
letztendlich die SPD unter dem "linken"
Kanzler Willy Brandt mit "mehr Demo­
kratie wagen" sich auf diese niedere
und unsägliche Ebene begeben konnte
und dieser Geist getragen wurde von so
vielen politisch denkenden Menschen
bis hinein in die Gewerkschaften - das
lässt mich noch heute kopfschüttelnd in
Verständnislosigkeit zurück!
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